
 

Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite 

 

Stadt Braunschweig  TOP 

   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
61.4 Abt. Umweltschutz 14618/11 19. Sep. 2011 
   
 
 
Vorlage 
Beratungsfolge 
 

Sitzung 
 

Beschluss 
 

 Tag Ö N ange-
nom-
men 

abge-
lehnt 

geän-
dert 

pas-
siert 

Planungs- und Umweltausschuss 
StBezRat 114 Volkmarode 
Verwaltungsausschuss 

05.10.2011 
06.10.2011 
11.10.2011 

X 
X 
  

  
  

X 

    

Rat 08.11.2011 X       
 
Beteiligte Fachbereiche 
/ Referate / Abteilungen 

Beteiligung  
des Referates 0140 

Anhörungsrecht des 
Stadtbezirksrats 

Vorlage erfolgt aufgrund 
Vorschlag/Anreg.d.StBzR 

0300 Rechtsreferat, 
Fachbereich 32, Abt. 
61.1, Fachbereich 66, 
Fachbereich 67 

 114   

                

   Ja X Nein  X Ja  Nein   Ja X Nein 
                

 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Lan dschaftsschutzgebiet 
„Schapener Holz u. a.“ 
 
 
„Die Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Schapener 
Holz“, „Dibbesdorfer Holz“, „Hordorfer Holz“, „Essehofer Holz I und II“ und angrenzende 
Landschaftsteile im Bereich der Gemeinden Dibbesdorf, Volkmarode, Schapen, Weddel, 
Hordorf, Essehof, Lehre, Wendhausen sowie den gemeindefreien Gebieten Essehof I und II, 
Landkreis Braunschweig - LSG BS 14 - wird in der vorliegenden Form (Anlage 1) beschlossen. 
Die seitens der Beteiligten und aus der Bevölkerung geltend gemachten Bedenken und 
Anregungen werden wie dargestellt (Anlage 2) beschieden. 
 
Die Verwaltung wird ermächtigt, die Verordnung bekannt zu machen und ggf. notwendige 
redaktionelle Änderungen vorzunehmen.“ 
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Im Jahr 1992 hat der Rat der EG mit dem Ziel, die biologische Vielfalt in Europa zu erhalten, die 
Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen - Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Richtlinie - erlassen. Die sogenannten FFH-Gebiete bilden 
gemeinsam mit den EU-Vogelschutzgebieten ein europaweit vernetztes Schutzgebietssystem mit 
der Bezeichnung „Natura 2000“. 
 
Im Rahmen der Umsetzung der FFH-Richtlinie waren von den Mitgliedsstaaten der EG geeignete 
Gebiete zu melden, aus denen die Europäische Kommission eine Liste der Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung erstellt hat. Die europäischen Mitgliedsstaaten sind verpflichtet, diese 
Gebiete nach Aufstellung der nationalen FFH-Gebietslisten so zu sichern, dass ein günstiger 
Erhaltungszustand gewahrt bzw. wiederhergestellt werden kann. 
 
Für den Bereich der Stadt Braunschweig wurde u. a. das FFH-Gebiet 103 „Pfeifengraswiese bei 
Schapen, Schapener Forst“ als FFH-Gebiet ausgewählt. Es ist dementsprechend über ein 
geeignetes Instrument förmlich unter Schutz zu stellen. Da sich das FFH-Gebiet im bestehenden 
Landschaftsschutzgebiet „Schapener Holz u. a.“ befindet und ein anderes zulässiges 
Sicherungsinstrument in diesem Fall nicht in Betracht kommt, soll das FFH-Gebiet wiederum als 
Landschaftsschutzgebiet (LSG) hoheitlich gesichert werden. Zu diesem Zweck ist die derzeit gültige 
Schutzgebietsverordnung aus dem Jahr 1981 zu modifizieren und das Gebiet den rechtlichen 
Vorgaben nachkommend zu sichern.  
 
Die neue LSG-Verordnung ist hinsichtlich der Abgrenzung weitgehend identisch mit der gültigen 
Schutzgebietsausweisung. Hinzu kommen zwecks Abrundung des gesamten LSG ein an der 
Stadtgrenze gelegenes Areal im Südosten des LSG sowie eine nordwestlich des Ortsteils Schapen 
gelegene Fläche, die sich seit der Unterschutzstellung des LSG zu einer naturschutzfachlich 
wertvollen Fläche entwickelt hat. Aus dem Geltungsbereich der LSG-Verordnung heraus genommen 
werden die Fläche des Sportplatzes im Süden des Schutzgebietes und der Parkplatz der 
Mehrzweckhalle, da beiden aus naturschutzfachlicher Sicht keine Bedeutung zukommt. 
 
Neu ist die vorgesehene Aufteilung des künftigen LSG in 3 Schutzzonen, wobei die Schutzzonen II 
und III das zu sichernde FFH-Gebiet „Pfeifengraswiese bei Schapen, Schapener Forst“ ausmachen. 
Der Verordnungstext, der sich vor allem an den Erfordernissen des Lebensraumschutzes orientiert 
und eine Anpassung an geltendes Recht sowie neue fachliche Erkenntnisse vornimmt, ist ebenso 
neu gefasst. 
 
Ein großer Bereich des LSG besteht aus Waldflächen. Aus diesem Grund wurde der Entwurf der 
Schutzgebietsverordnung bereits im Vorfeld mit dem Niedersächsischen Forstamt sowie den 
Forstgenossenschaften Schapen und Volkmarode-Dibbesdorf erörtert, denn diese Stellen sind im 
besonderen Maß von der Unterschutzstellung betroffen. Aufgrund der von dort vorgebrachten 
Einwendungen fand eine erste Überarbeitung des Entwurfs der Schutzgebietsverordnung statt.  
 
Anhand dieses überarbeiteten Entwurfs erfolgte die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange, der anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie der Beauftragten für 
Naturschutz und Landschaftspflege. Parallel fand die öffentliche Auslegung statt, im Rahmen derer 
jeder Bürger Anregungen und Bedenken hinsichtlich der geplanten Unterschutzstellung vorbringen 
konnte.  
 
Die vorgebrachten Einwendungen sind in Anlage 2 dargestellt, aus der ebenfalls hervorgeht, wie die 
eingegangenen Stellungnahmen seitens der Verwaltung bewertet werden. Der Textentwurf der 
Unterschutzstellungsverordnung wurde gemäß dieser Würdigung entsprechend modifiziert. 
 
Im Einzelnen sind aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen folgende Änderungen am 
Text der Landschaftsschutzgebiets-Verordnung gegenüber der ausgelegten Fassung 
vorgenommen worden: 
 
1. Die Sportplatzanlage und der Parkplatz der Mehrzweckhalle wurden aus dem Geltungsbereich 

der LSG-Verordnung herausgenommen (§ 1 Abs. 1). 
… 
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2. Die nordwestliche Abgrenzung der Schutzzone II verläuft auf Wunsch des Niedersächsischen 

Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) nicht - wie zunächst 
vorgesehen- entlang des bestehenden Weges, sondern aus naturschutzfachlichen Erwägungen 
wie in der Karte zur LSG-VO dargestellt. 

 
3. Die Erhaltungsziele in § 4 wurden auf Wunsch des NLWKN überarbeitet. 
 
4. Hinweisschilder mit einer Größe von maximal 1 m² sind nunmehr erlaubt, sofern sie auf eigene 

land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse hinweisen (§ 5 Abs. 2 Nr. 8). 
 
5. Die Neuanlage von Baumschulen ist ebenso wie die Anlage von Weihnachtsbaum- und 

Schmuckreisigkulturen nicht länger in allen drei Schutzzonen verboten, sondern wird in 
Schutzzone I über einen Erlaubnisvorbehalt ermöglicht (§ 5 Abs. 2 Nr. 12). 

 
6. Das Verbot, Hunde unangeleint laufen zu lassen, wurde dahingehend geändert, dass es nicht im 

gesamten LSG, sondern nur noch in den Schutzzonen II und III gilt (§ 5 Abs. 2 und 3). 
 
7. Zudem wird auf die Beschränkung der Leinenlänge auf 5 m verzichtet (§ 5 Abs. 2). 
 
8. In Schutzzone I wird nunmehr das Skifahren außerhalb der Wege erlaubt (§ 5 Abs. 2 und 3). 
 
9. In der LSG-Verordnung werden nicht, wie zuerst vorgesehen, Regelungen über Höhlenbäume 

getroffen (§ 5 Abs. 3 Ziff. 3). 
 
10. Die Standorte und Bauweise jagdlicher Einrichtungen sind nicht wie zunächst geplant im 

gesamten LSG, sondern nur in den Schutzzonen II und III mit der unteren Naturschutzbehörde 
abzustimmen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1). 

 
Daneben wurden kleinere redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
 
Die überarbeitete Fassung der Verordnung entspricht den Anforderungen der EU-Richtlinien sowie 
den darauf basierenden Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes (EuGH). Die Verordnung 
ist - wie rechtlich vorgegeben - geeignet, erhebliche Verschlechterungen der natürlichen 
Lebensräume und der Habitate der wertgebenden Arten zu vermeiden. Andererseits werden 
vorhandene zulässige Nutzungen innerhalb des Schutzgebiets, insbesondere die ordnungsgemäße 
Land- und Forstwirtschaft, nicht mehr als erforderlich Einschränkungen unterworfen. Darüber hinaus 
besteht die Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen eine Ausnahme oder Befreiung zu 
erhalten. 
 
Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt hat der Erlass der Verordnung nicht.  
Nach § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es gesetzlich verboten ist, die 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebende Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. Diese Regelung umfasst somit das Verbot 
zur Fällung von Brut- und Horstbäumen der besonders geschützten Arten. Ein Anspruch auf 
Entschädigung der Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigten ergibt sich daher aus den 
Verbotstatbeständen des § 5 Abs. 3 LSG-VO nicht. Diese Einschätzung wurde vom 
Niedersächsischen Ministerium für Umwelt und Klimaschutz bestätigt. 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Sommer 
 
Anlagen 





Anlage 1 
 
 
Verordnung zur Ä nderung  der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet ,, Schapener 
Holz“ , „Dibbesdorfer Holz“, „Hordorfer Forst", „Essehofer Holz I und II“ und angr enzende 
Landschaftsteile im Bereich der Gemeinden Dibbesdorf, Volkmarode, Scha pen, Weddel, 
Hordorf, Essehof, Lehre, Wendhausen sowie den gemeindefreien Gebieten Es sehof I und 
II, Landkreis Braunschweig  (LSG-BS 14) 
 
 
Aufgrund des § 26 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (Bundesgesetzblatt I, S. 2542) in Verbindung mit § 19 des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum BNatSchG (NAGBNatSchG) vom 19. Februar 2010 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt, S. 104) wird nachfolgende Verordnung über 
das Landschaftsschutzgebiet „ Schapener Forst “  erlassen. 


 
 
 


§ 1 
Landschaftsschutzgebiet  


 
(1) Das in § 2 näher bezeichnete Gebiet in der Stadt Braunschweig wird zum 


Landschaftsschutzgebiet (LSG) erklärt. Es führt die Bezeichnung „Schapener Forst“ (LSG-
BS 14). 


 
(2) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von ca. 526 ha.  


 
 
 


§ 2 
Geltungsbereich  


 
(1) Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes ergibt sich aus der mit veröffentlichten Karte im 


Maßstab 1 : 20 000. Die Schutzgebietsabgrenzung ist durch eine durchgezogene Linie 
dargestellt. Der äußere Rand dieser Grenzlinie bildet die Grenze des 
Landschaftsschutzgebietes. 


 
(2) Das Original der für die Abgrenzung des LSG maßgeblichen Karte im Maßstab 1 : 10 000 liegt 


bei der Stadt Braunschweig, Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz, Abteilung 
Umweltschutz, Petritorwall 6, 38118 Braunschweig sowie in der Beratungsstelle Planen-
Bauen-Umwelt, Langer Hof 8, 38100 Braunschweig aus. Diese Karte ist Bestandteil der 
Verordnung. Aus der maßgeblichen Karte ergibt sich dieselbe Gebietsabgrenzung wie aus der 
Karte nach Absatz 1. Die Karte kann während der Dienstzeiten oder nach Absprache von 
jedermann kostenlos eingesehen werden. 


 
(3) Das Landschaftsschutzgebiet ist in drei Schutzzonen gegliedert. Schutzzone I ist in der 


Abgrenzungskarte mit der römischen Ziffer I gekennzeichnet und von rechts oben nach links 
unten schraffiert dargestellt. Schutzzone II ist von links oben nach rechts unten schraffiert 
dargestellt und durch die römische Ziffer II gekennzeichnet. Schutzzone III ist gekreuzt 
schraffiert und mit der römischen Ziffer III gekennzeichnet. 


 
(4) Die Schutzzonen II und III entsprechen dem gemeldeten Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebiet 


103 „Pfeifengraswiese bei Schapen, Schapener Forst“ mit einer Größe von ca. 89 ha. Sie 
sind somit Teil des europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“. Insoweit stellt die 
Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes einen Beitrag zur Umsetzung der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7) in der derzeit 
gültigen Fassung dar. 


… 
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§ 3 
Gebietscharakter  


 
(1) Das Landschaftsschutzgebiet liegt nordöstlich des Ortsteils Schapen und südöstlich des 


Ortsteils Dibbesdorf an der östlichen Stadtgrenze. Dort schließt sich im Bereich der Gemeinde 
Lehre im Landkreis Helmstedt das Landschaftsschutzgebiet „Essehofer Holz“ an. Bestandteile 
des Gebietes sind Waldbereiche, Pfeifengras-Wiesen, die Sandbachniederung, Hecken und 
landwirtschaftliche Nutzflächen. 


 
(2) Im Landschaftsschutzgebiet befinden sich gesetzlich geschützte Biotope, das Naturdenkmal 


„Talmoor im Dibbesdorfer Holz“ und der Laichschonbezirk „Sandbach“. Die Bestimmungen der 
Verordnung zur Sicherung von Naturdenkmalen in der Stadt Braunschweig vom 19. Mai 1987 
sowie der Verordnung über den Laichschonbezirk Sandbach in der Stadt Braunschweig vom 
10. Februar 1987 werden von dieser Verordnung nicht berührt. 
 


(3) Der Charakter der drei Schutzzonen stellt sich wie folgt dar: 
 


1. Schutzzone I wird geprägt durch die Waldbereiche des Dibbesdorfer Holzes östlich des 
Ortsteils Dibbesdorf, die zentral im Landschaftsschutzgebiet gelegene 
Sandbachniederung, kleinere Feldgehölze und Heckenstrukturen sowie Acker- und 
Grünlandflächen. Der hier überwiegend anzutreffende Eichenwald ist aus alten 
Mittelwäldern hervorgegangen, was sich noch heute an den vorzufindenden Strukturen 
ablesen lässt. Daneben finden sich Buchenbestände und Birken-Kiefernwälder. Am 
Nordrand der Schutzzone I sind auf den kleinflächig kalkhaltigen Böden auf diese 
besonderen Standortbedingungen spezialisierte Pflanzenarten anzutreffen. Auf der dort 
gelegenen Kuppe hat sich über stauenden Tonschichten ein jetzt etwas entwässerter 
Moorbirken-Wald entwickelt. Auf der Südseite sind natürliche Sickerquellen, Bachläufe und 
Stillgewässer erhalten geblieben.  


 
2. Schutzzone II wird großflächig geprägt durch Waldmeister-Buchenwälder, in geringen 


Flächenanteilen durch Hainsimsen-Buchenwälder sowie Eichen-Hainbuchenwälder und in 
sehr kleinen Flächenanteilen durch das Vorkommen von Auwaldbereichen im Schapener 
Forst. 


 
3. Schutzzone III wird geprägt durch das Vorkommen der Sandbeekswiese, einer der am 


besten ausgeprägten Pfeifengras-Wiesen kalkreicher Standorte in Niedersachsen. Diese 
befindet sich in einer Einbuchtung des Schapener Waldes. Bis zum Sandbach schließen 
sich nördlich struktur- und artenärmere, mäßig feuchte bis nasse Wiesen an. Die 
Standorte sind wechselnass und mehr oder weniger basenreich, bedingt durch den 
geologischen Untergrund aus Juratonen. 


 
 
 


§ 4 
Schutzzweck , Erhaltungsziele  


 
(1) Allgemeiner Schutzzweck  für das Landschaftsschutzgebiet ist der Erhalt, der Schutz und 


die Entwicklung  
 


1. der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
2. der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes, 
3. der Bedeutung des Gebiets für die naturbezogene Erholung im näheren Umfeld des 


Gebietes, 
4. der nachhaltigen Nutzbarkeit der Naturgüter, 
5. Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der 


Lebensräume durch  
 
 


… 
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a) Erhalt und Förderung naturnaher, strukturreicher Wälder mit allen Altersphasen in 


mosaikartigem Wechsel, mit standortgerechten, autochthonen Baumarten, einem 
hohen Tot- und Altholzanteil, Höhlenbäumen, natürlich entstandenen Lichtungen 
und vielgestaltigen Waldrändern einschließlich ihrer typischen Tier- und 
Pflanzenarten. Insbesondere sollen dabei die Lebensräume für Haselmaus, 
Baummarder und Illtis gefördert werden. 


b) Erhalt und Förderung von Arten der Fledermäuse, Schmetterlinge, Heuschrecken 
und Totholz bewohnenden Käfer, 


c) Erhalt und Förderung der Grünlandbereiche, 
d) Erhalt der bestandsprägenden Gebietswasserstände, 
e) Erhalt und Förderung des Habitatverbundes alter Laubwälder zu benachbarten 


Waldgebieten sowie der landschaftsprägenden Hecken und Feldgehölze, 
f) Entwicklung von Pufferzonen - Säume, Ruderalstreifen u. ä. - zwischen den 


Waldflächen und den angrenzenden Nutzungen. 
 


(2) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele)  für das FFH-Gebiet im 
Landschaftsschutzgebiet ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustandes des FFH-Gebietes durch den Erhalt und die Förderung insbesondere 
der wertbestimmenden Lebensraumtypen (Anhang I FFH-Richtlinie) 


 
a) 91E0 Auenwälder mit  Alnus glutinosa (Schwarz-Erle) und Fraxinus exelsior  


(Gemeiner Esche) (Alno-Padion, Alnion incanae, Salicion albae) durch Erhalt und 
Erweiterung der Bestände der naturnahen Erlen-Eschen-Auenwälder mit 
strukturreichen Beständen aus stehendem und liegendem Totholz, 
Höhlenbäumen und lebensraumtypischen Baumarten, Erhalt und 
Wiederherstellung einer bestandsprägenden Gewässerdynamik, Erhalt und 
Entwicklung eines funktionalen Zusammenhangs mit den auetypischen 
Kontaktlebensräumen (hier Grabenverlauf). 


b) 9110 Hainsimsen -Buchenwald  (Luzulo-Fagetum) durch Erhaltung und 
Förderung der wenigen naturnahen Bestände auf bodensauren, trockenen bis 
frischen, z. T. auch wechselfeuchten Standorten unter Erhaltung der 
charakteristischen Standortverhältnisse, Förderung strukturreicher Bestände 
durch natürliche Verjüngung und Belassen von Alt- und Totholz sowie 
Höhlenbäumen, und Erhaltung und Entwicklung einer naturnahen, 
lebensraumtypischen Baumartenzusammensetzung, Alters- und Raumstruktur. 


c) 9130 Waldmeister -Buchenwälder (Asperulo-Fagetum) durch Erhalt und 
Förderung der standortheimischen Bestockung, aller natürlichen oder naturnahen 
Waldentwicklungsphasen in mosaikartiger Struktur sowie die Ausstattung mit 
einer ausreichenden Zahl von Totholz- und Habitatbäumen und den Erhalt der 
Waldtümpel und Sickerquellen. 


d) 9160 Sternmieren -Eichen -Hainbuchenwald  (Carpinion betuli) durch Erhalt und 
Förderung naturnaher bzw. halbnatürlicher (durch die traditionelle 
Mittelwaldbewirtschaftung entstehender) Stieleichen-Hainbuchenwälder auf 
feuchten bis nassen Standorten mit allen Altersphasen in mosaikartigem 
Wechsel, Erhalt des Struktur- und Artenreichtums mit hohem Tot- und 
Altholzanteil, insbesondere an stehendem Eichen-Starkholz, Höhlenbäumen und 
natürlich entstandenen Lichtungen, Blößen und Lücken, Förderung jüngerer 
Eichen, um die Kontinuität des Altholzes zu gewährleisten, Erhalt der 
charakteristischen Habitatstrukturen und Artengemeinschaften, insbesondere für 
an Altbäume angepasste und für alte Laubwälder typische Tier- und 
Pflanzenarten, Erhalt eines bestandsprägenden Grundwasserhaushalts 
 
 
 
 


… 
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e) 6410 Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden, torfigen und 


tonigschluffigen Böden  (Molinion caeruleae) durch Erhalt und Förderung einer 
artenreichen, ungedüngten, basenreichen Nasswiese mit zahlreichen 
Vorkommen von charakteristischen Pflanzen- und Tierarten der 
Pfeifengraswiesen, Erhalt und Förderung des Offenlandcharakters, Erhalt bzw. 
Wiederherstellung eines günstigen Wasserhaushaltes und eines geringen 
Nährstoffhaushaltes, Förderung einer bestandsprägenden, die Nährstoffarmut 
begünstigenden Bewirtschaftung und Pflege. 


f)  6510 Magere Flachland -Mähwiesen  (Alopecurus pratensis, Sanguisorba 
officinalis) durch Erhalt und zielgerichtete Entwicklung der artenreichen mageren 
Frischwiesen mittels einer mosaikartigen und extensiven Bewirtschaftung, Erhalt 
und Förderung des Offenlandcharakters sowie eines geringen 
Nährstoffhaushaltes, Erhaltung einer bestandsprägenden Bewirtschaftung. 


 
 
 


§ 5 
Verbote  


 
(1) Im gesamten Landschaftsschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die den Charakter des 


Gebietes negativ verändern oder dem beschriebenen Schutzzweck zuwiderlaufen. 
 


(2) Insbesondere verboten sind in allen Schutzzonen nachfolgende Handlungen:  
 
1. die Erzeugung von Geräuschen wie Freizeitlärm oder andere störende Verhaltensweisen, die 


nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, erhebliche Beeinträchtigungen der Ruhe in Natur 
und Landschaft hervorzurufen, 


2. das Lagern, Zelten oder das Aufstellen von Wohnwagen und anderer für die Unterkunft 
geeigneter Fahrzeuge oder Einrichtungen einschließlich Verkaufseinrichtungen, 


3. das Fahren oder Abstellen von Kraftfahrzeugen abseits öffentlicher Straßen, soweit der 
Verkehr nicht Anliegern oder der Land- und Forstwirtschaft dient oder für die Ausübung der 
Fischerei und der Jagd erforderlich ist, 


4. das Fahrradfahren abseits von Wegen und Straßen, 
5. das Reiten abseits von Fahrwegen und ausgewiesenen Reitwegen, 
6. die Errichtung baulicher Anlagen aller Art, auch soweit für sie keine Genehmigung der 


Bauaufsichtsbehörde oder sonstige Genehmigungen oder Erlaubnisse erforderlich oder sie nur 
vorübergehender Art sind und soweit in § 6 keine anderen Regelungen getroffen werden. Die 
Errichtung von Weidezäunen in landschaftsgerechter Bauweise sowie von Kulturzäunen bei 
einer forstlichen Kulturbegründung bleibt erlaubt,  


7. die Aufstellung oder das Anbringen von Werbeeinrichtungen, Hinweisschildern und Tafeln, 
soweit sie sich nicht auf den Natur- und Landschaftsschutz beziehen oder als Ortshinweis 
dienen, sofern es sich nicht um mobile Hinweisschilder mit einer Größe von höchstens 1 m² 
handelt, die auf eigene land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse hinweisen,  


8. die Vornahme von Abgrabungen oder Aufschüttungen oder die Veränderung des Bodenreliefs 
auf andere Weise 


9. die Entnahme oder Beschädigung wild wachsender Pflanzen oder Pflanzenteile sowie das 
Einbringen von Pflanzen aller Art, 


10. die Zerstörung oder sonstige Beeinträchtigung vorhandener Waldränder, 
11. das Ablassen des Wassers von Teichen während der Amphibienlaich- und -entwicklungszeit 


(1. Februar bis 31. August), 
12. die Absenkung des Grundwassers sowie die Beseitigung oder Beeinträchtigung von 


Gewässern, Gräben und sonstigen Feuchtflächen aller Art, z. B. Tümpel, Röhrichte, Sümpfe, 
Entwässerung der Grünland- und Waldflächen, 


13. die fischereiliche Nutzung bisher nicht fischereilich genutzter Gewässer,  
14. der Besatz des Sandbachs mit Fischen,  
 


… 
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15. die Entledigung von Abfällen aller Art oder die Ablagerung an anderen als den hierfür 


zugelassenen Plätzen oder die Verunreinigung der Landschaft, insbesondere der Gewässer, 
auf andere Weise, 


16. das Anzünden und die Unterhaltung von Feuer, 
17. die Beseitigung oder Beschädigung von Hecken, Baumreihen und -gruppen, Gebüsch, 


Ufergehölzen und sonstigen Gehölzbeständen sowie Einzelbäumen außerhalb des 
zusammenhängenden Waldbestandes, abgesehen von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
sowie ordnungsgemäßen naturschutzkonformen unterhaltungs- und forstwirtschaftlichen 
Maßnahmen,  


18. die Entfernung von Horst- und Brutbäumen 
 
(3) Darüber hinaus sind in Schutzzone I und II nachfolgende Handlungen verboten: 
 


1. die Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart sowie die Veränderung von 
standortgerechten Gehölzbeständen durch Anpflanzung von im forstlichen Sinne nicht 
standortgerechten Gehölzen, 


2. die Vornahme von Kahlschlägen über 0,5 ha. 
 


(4) Darüber hinaus sind in Schutzzone II und III nachfolgende Handlungen verboten: 
 


1. das Laufenlassen von Hunden ohne Leine, 
2. das Skifahren außerhalb der Wege, 
3. die Neuanlage von Baumschulen, Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen. 


 
(5) Über die Verbote der Absätze 1 bis 4 hinaus dürfen in Schutzzone II grundsätzlich nur 


standortgerechte Laubbäume gepflanzt werden. Nadelbäume dürfen nur kleinflächig, d. h. 
einzelstamm-, trupp- bis gruppenweise unter Berücksichtigung der Ansprüche von 
gefährdeten Pflanzenvorkommen beigemischt werden. 


 
(6) Weitergehende Verbote nach anderen naturschutzrechtlichen Bestimmungen bleiben 


unberührt.  
 
 
 


§ 6 
Erlaubnisvorbehalte  


 
(1) Folgende Handlungen und Maßnahmen im Landschaftsschutzgebiet bedürfen unbeschadet 


anderer öffentlich-rechtlicher Genehmigungen und Erlaubnisse der vorherigen Erlaubnis der 
unteren Naturschutzbehörde:  


 
1. in den Zonen II und III die Errichtung von baulichen Anlagen zu jagdlichen und 


landwirtschaftlichen Zwecken sowie der Bau von Schutzhütten, 
2. die Errichtung von Einfriedungen, 
3. der Neu- und Ausbau von Wegen, einschließlich der Anlage von Forstwegen in Wäldern, 
4. in Schutzzone I die Neuanlage von Baumschulen, Weihnachtsbaum- und 


Schmuckreisigkulturen,  
5. wasserwirtschaftliche Maßnahmen, einschließlich Maßnahmen zur Entwässerung von 


Flächen, soweit es sich nicht um die ordnungsgemäße Unterhaltung, Instandsetzung oder 
Erneuerung bestehender Anlagen handelt, 


6. die Veränderung oder Neuanlage von Gewässern, Gräben und sonstigen Feuchtflächen 
aller Art, z. B. Tümpel, Röhrichte, Sümpfe, 


7. die Änderung der aktuellen Grünlandnutzung, 
8. die Verlegung oder Erneuerung von Telekommunikations-, Ver- und Entsorgungsleitungen, 
9. Durchführung sportlicher, kultureller und freizeitorientierter Gemeinschaftsveranstaltungen 


jeder Art mit mehr als 25 Teilnehmern außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze und 
Anlagen, die ein Verlassen der Wege bedingen. 


… 
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(2) Die Erlaubnis darf nur versagt werden, wenn sie sich auf die Schutzzwecke des § 4 erheblich 


auswirken könnte. Die Erlaubnis kann unter Nebenbestimmungen erteilt werden.  
 
 
 


§ 7 
Freistellungen  


 
Keinen Einschränkungen aufgrund dieser Verordnung unterliegen:  
 
1. die ordnungsgemäße Unterhaltung von Gewässern, Wegen, Versorgungsleitungen sowie 


Straßen - insbesondere die Freihaltung des Lichtraumprofils - im Rahmen geltender 
Vorschriften,  


2. die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung unter Beachtung der § 5 Abs. 2 Nr. 10, 11, 
12, 17, § 6, 


3. die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung unter Beachtung der § 5 Abs. 3 bis 5,  
§ 6, 


4. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd unter Beachtung des § 6, 
5. die von der unteren Naturschutzbehörde oder einer sonstigen Behörde im Einvernehmen mit 


der unteren Naturschutzbehörde durchgeführten, beauftragten oder vertraglich vereinbarten 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, darunter fallen auch abgestimmte Maßnahmen für den 
Erhaltungs- und Entwicklungsplan der Schutzzonen II und III, 


6. im Übrigen die bisherige rechtmäßig ausgeübte Nutzung sowie eine Nutzung, auf deren 
Ausübung bei Inkrafttreten dieser Verordnung ein durch behördliche Zulassung begründeter 
Rechtsanspruch besteht. 


 
 
 


§ 8 
Ausnahmen, Befreiungen  


 
(1) Wird durch eine nach § 5 verbotene Handlung der Charakter des Landschaftsschutzgebietes 


nicht verändert und der Schutzzweck nicht beeinträchtigt, kann die untere Naturschutzbehörde 
auf Antrag eine Ausnahme zulassen. 


 
(2) Im Übrigen kann von den Verboten dieser Verordnung nach Maßgabe der §§ 67 BNatSchG, 


41 NAGBNatSchG auf Antrag Befreiung gewährt werden. 
 
 
 


§ 9 
Duldungen  


 
(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, die Aufstellung von 


Schildern zur Kennzeichnung des Landschaftsschutzgebietes oder des Fauna-Flora-Habitat-
Gebietes sowie zur Erläuterung der Schutzgründe zu dulden.  


 
(2) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von der unteren Naturschutzbehörde im Einzelfall 


angeordnet oder mit ihr vertraglich vereinbart worden sind, sind nach Maßgabe der §§ 65 
BNatSchG, 39 NAGBNatSchG zu dulden.  


 
(3) Sind im Landschaftsschutzgebiet Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder 


verändert worden, so kann die untere Naturschutzbehörde die Wiederherstellung des 
bisherigen Zustandes nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 und 3 NAGBNatSchG anordnen. 


 
 
 


… 
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§ 10 
Ordnungswidrigkeiten  


 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den in § 5 aufgeführten Verboten zuwiderhandelt, ohne dass 


hierfür eine Ausnahme oder Befreiung erteilt worden ist, oder eine Maßnahme ohne eine nach 
§ 6 erforderliche Erlaubnis durchführt, begeht eine Ordnungswidrigkeit gem.  
§§ 69 Abs. 7 BNatSchG, 43 NAGBNatSchG. 


 
(2) Ordnungswidrigkeiten können gem. § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße 


geahndet werden. 
 
 
 


§ 11 
Aufhebung von Rechtsvorschriften  


 
Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet ,,Schapener Holz", „Dibbesdorfer Holz“, 
„Hordorfer Forst", „Essehofer Holz I und II“ und angrenzende Landschaftsteile im Bereich der 
Gemeinden Dibbesdorf, Volkmarode, Schapen, Weddel, Hordorf, Essehof, Lehre, Wendhausen 
sowie den gemeindefreien Gebieten Essehof I und II, Landkreis Braunschweig vom 27. Mai 1971 
(Amtsblatt für den Niedersächsischen Verwaltungsbezirk Braunschweig vom 17. September 
1971), geändert durch die Verordnung zur Änderung der Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet ,,Schapener Holz“, „Dibbesdorfer Holz“, „Hordorfer Forst", „Essehofer 
Holz I und II“ und angrenzende Landschaftsteile im Bereich der Gemeinden Dibbesdorf, 
Volkmarode, Schapen, Weddel, Hordorf, Essehof, Lehre, Wendhausen sowie den 
gemeindefreien Gebieten Essehof I und II, Landkreis Braunschweig vom 16. Juni 1981 (Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Braunschweig vom 25. Juni 1981) wird aufgehoben, soweit sie das 
Gebiet der Stadt Braunschweig betrifft. 


 
 
 


§ 12 
Inkrafttreten  


 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für die Stadt Braunschweig 
in Kraft. 
 
 
 
Braunschweig, den          
 
 
 
Dr. Hoffmann 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Vorstehende Verordnung wird hiermit bekanntgemacht: 
 
Braunschweig, den          
 
 
Stadt Braunschweig 
 
 
 
Dr. Hoffmann 
Oberbürgermeister 
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		(1) Allgemeiner Schutzzweck für das Landschaftsschutzgebiet ist der Erhalt, der Schutz und die Entwicklung

		5. Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der Lebensräume durch

		…

		d) Erhalt der bestandsprägenden Gebietswasserstände,

		e) Erhalt und Förderung des Habitatverbundes alter Laubwälder zu benachbarten Waldgebieten sowie der landschaftsprägenden Hecken und Feldgehölze,

		f) Entwicklung von Pufferzonen - Säume, Ruderalstreifen u. ä. - zwischen den Waldflächen und den angrenzenden Nutzungen.

		(2) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das FFH-Gebiet im Landschaftsschutzgebiet ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes des FFH-Gebietes durch den Erhalt und die Förderung insbesondere der wertbestimmenden Le�






Anlage 2 
 
 
Neuausweisung des Landschaftsschutzgebiets (LSG) „ Schapener Forst “ 
Ergebnis de s Beteiligung sverfahrens samt Auswe rtung  der eingegangenen Anregungen und Bedenken  
 
 
Beteiligte  
 


Bedenken, Anregungen  Bewertung/ Empfehlung  


 
Nds. Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz (NLWKN) 


 
Die Erhaltungsziele sind aufgrund der nunmehr erfolgten Basiserfassung 
durch das von der UNB beauftragte Büro zu überarbeiten. Die Systematik 
soll an die NSG-VO Göttinger Stadtwald angepasst und die Erhaltungsziele 
präzisiert werden. 
 


 
Die Erhaltungsziele wurden seitens der Verwaltung 
überarbeitet.  
 


Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 


Insgesamt erscheinen Regelungen der VO zu streng und eher der 
Unterschutzstellung als Naturschutzgebiet gerecht. 
 
§ 4 
Einschränkung Baumartenwahl auf autochthone Arten wird abgelehnt, 
gewünscht ist Beschränkung auf standortgerechte Arten (Abs. 2) 
Hoher Alt- und Totholzanteil ist zwar NSG- aber nicht LSG-angemessen, da 
hier auch Erholungsnutzung wichtig ist. Besser wäre „angemessener Alt- 
und Totholzanteil“ (Ziff. 1a) 
In Schutzzone II sollte die Förderung nicht auf jüngere Eichen beschränkt 
sein, sondern die Eiche allg. als Baumart gefördert werden (Ziff. 2 g). 
 
§ 5 
Die vorübergehende Aufstellung von Schutzwagen zum Forstbetrieb (Abs. 
2, Ziff. 2) ist ebenso freizustellen, wie der Bau von Ansitzeinrichtungen in 
landschaftsgerechter Bauweise und Schutzhütten u. ä. für 
Erholungssuchende (Abs. 2 Ziff. 7) 
 
 
 
Forstliche Bewirtschaftung ist deutlicher freizustellen (Abs. 2, Ziff. 10) 
Im Waldrand sind Pflegemaßnahmen zu ermöglichen (Abs. 2, Ziff. 11). 
 
 
 


Dieser Einwand ist aus Sicht der Verwaltung nicht 
nachzuvollziehen, da sowohl die Erholungs- als 
auch andere Nutzungen weiter möglich sind. 
 
Die Regelung besagt nicht, dass ausschließlich 
autochthone Gehölze angepflanzt werden dürfen.  
Ein hoher Alt- und Totholzholzanteil steht einer 
Erholungsnutzung im Wald nicht entgegen. 
 
Eine Änderung ist nicht erforderlich, da vorwiegend 
jüngere Eichen eine Förderung benötigen. 
 
 
Die Aufstellung von Schutzwagen für den 
Forstbetrieb ist nach § 7 LSG-VO freigestellt. 
Der Einwendung wird teilweise stattgegeben. Die 
Standorte und Bauweise jagdlicher Einrichtungen 
sind ebenso wie der Bau von Schutzhütten nur in 
Zone II und III mit der UNB abzustimmen. 
 
Die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung 
und Wegeunterhaltung ist nach § 7 Nr. 3 LSG-VO 
freigestellt. Somit sind auch Pflegemaßnahmen im 
Waldrand möglich. 
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Entzünden und Unterhalten von Feuern im Rahmen ordnungsgemäßer 
Forstwirtschaft ist freizustellen (Abs. 2, Ziff. 19) 
 
Kahlschlagverbot von Flächen > 0,5 ha wird für alle Schutzzonen 
abgelehnt. Regelung des NWaldLG ausreichend, zudem unangemessen 
und nicht zielführend (Abs. 3, Ziff. 2) 
 
Verbot, Horst-, Höhlen- und Brutbäume zu entfernen, ist zu pauschal und 
wird abgelehnt, da weder notwendig noch praktikabel. Zudem könnten 
ältere Bäume nicht genutzt werden, was zu einer Entschädigungspflicht 
führt (Abs. 3, Ziff. 3)  
 
Verbot eines Nadelbaumanteils > 10 % in Schutzzone I wird abgelehnt, da 
dies einen unangemessenen Eingriff in Eigentumsrechte darstellt. Gleiches 
gilt für Schutzzone 2 (Abs. 4). 
 
§ 6 
Erlaubnisvorbehalt für den Neu- und Ausbau von befestigten Forstwegen 
geht über geltendes Recht hinaus und ist zu streichen (Abs. 1 Ziff. 1) 
 
 
§ 7 
Zwecks Reduzierung des Aufwandes und zur Vermeidung von 
Einzelfallentscheidungen sollten zwischen der UNB und der Forst 
abgestimmte Maßnahmen für den Erhaltungs- und Entwicklungsplan des 
FFH-Gebiets freigestellt werden. 
 


Beide Handlungen sind nach § 7 LSG-VO 
freigestellt.  
 
Die Kahlschlagbegrenzung von 0,5 ha ist aufgrund 
des Schutzstatus als FFH-Gebiet angemessen. 
 
 
Die Höhlenbäume werden aus der LSG-VO 
herausgenommen. Wegen der Frage der 
Entschädigungspflicht wird die UNB an das MU 
herantreten. 
 
Ein solches Verbot ist seitens der Verwaltung nicht 
vorgesehen. 
 
 
 
Der Erlaubnisvorbehalt ist mit geltendem Recht 
vereinbar. Insbesondere im FFH-Gebiet hat die 
UNB Interesse, beim Neu- und Ausbau von Wegen 
beteiligt zu werden.  
 
Sofern die Abstimmung vorab erfolgt ist, sind diese 
Maßnahmen von den Verboten freigestellt. 


Herr Köglsperger, 
Beauftragter für Naturschutz 
und Landschaftspflege 
 


§ 5  
Der Leinenzwang sollte nicht für die Hunde der im LSG zur Jagd befugten 
Personen gelten (Abs. 2 Nr. 6) 
 
Vom Verbot zur Errichtung baulicher Anlagen sind jagdliche Einrichtungen 
freizustellen (Abs. 2 Nr. 7) 
 
 
Ebenso freizustellen ist grundsätzlich das Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen 
und Aneignen des Wildes, der Bau der Hochsitze und Leitern sollte 
hingegen nur im weiteren Sinn freigestellt werden (Abs. 2) 
 
Die forstliche Nutzung ist hinsichtlich der Entnahme von Pflanzen u. ä. 
freizustellen (Abs. 2 Nr. 10) 
 


 
Der Leinenzwang gilt nicht für diesen 
Personenkreis (§ 7 LSG-VO). 
 
Der Einwendung wird teilweise stattgegeben. Die 
Standorte und Bauweise jagdlicher Einrichtungen 
sind nur in den Zonen II und III mit der UNB 
abzustimmen. 
 
Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und 
damit die in der Einwendung genannten Tätigkeiten 
sind nach § 7 Nr. 4 LSG-VO freigestellt. 
 
Die ordnungsgemäße forstliche Nutzung ist nach 
§ 7 LSG-VO von den Verboten der LSG-VO 
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Gleiches gilt für die Entfernung von Horst-, Höhlen- und Brutbäumen. Diese 
Regelung ist zu allgemein, denn außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit 
können diese Bäume einerseits wegen der Freistellung forstwirtschaftlich 
genutzt werden, andererseits ist die Entfernung aber grundsätzlich 
verboten (Abs. 3 Nr. 3) 
 


freigestellt. § 7 Nr. 3 LSG-VO wird zur Klarstellung 
neu formuliert. 
 
Die Höhlenbäume werden aus der LSG-VO 
herausgenommen, s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel. 
 


E.ON Netz GmbH 
 


Im LSG befinden sich 2 Versorgungsleitungen der E.ON. Zwecks 
Durchführung von Wartungsarbeiten ist jederzeit der Zugang und das 
Befahren, auch mit schwerem Gerät, zu ermöglichen. Des Weiteren ist zur 
Einhaltung der Verkehrssicherung der Rückschnitt von Gehölzen zu 
gewährleisten. 
 
Gewünscht wird, dass künftig innerhalb des Leitungsbereichs auf die 
Pflanzung hochwüchsiger Bäume verzichtet und darauf geachtet wird, dass 
die Kronen nicht in den Schutzbereich der Leitung hineinwachsen. 
 


Die ordnungsgemäße Unterhaltung von 
Versorgungsleitungen ist nach § 7 LSG-VO von 
den Verboten der LSG-VO freigestellt. 
 
 
 
Die Auswahl der Pflanzen ist Angelegenheit des 
jeweiligen Grundstückseigentümers und wird nicht 
über die LSG-VO geregelt.  


Feldinteressentschaft 
Schapen 
 


§ 1 
Der Osterfeuerplatz und der Sportplatz sind aus dem Geltungsbereich der 
LSG-VO herauszunehmen (Abs. 1). 
 
 
 
 
§ 6 
Die Funktion der Feldinteressentschaftswege ist sicherzustellen, indem 
z. B. ein ausreichender Freischnitt u. ä. erfolgt (Abs. 1 Nr. 1). 
 
 
 
Es ist sicherzustellen, dass das Wasser zum Zweck des 
Hochwasserschutzes ordnungsgemäß durch die Gräben der 
Feldinteressentschaft abgeführt wird. Zudem sind einige landwirtschaftlich 
genutzte Flächen mit einer Drainage versehen, die in die Gräben der 
Feldinteressentschaft münden. Die dafür bestehende Unterhaltungspflicht 
ist ohne zusätzlichen Aufwand zu ermöglichen (Abs. 1 Nr. 4, 5). 
 
§9 
Die Standorte ggf. neuer Schilder sind für den Bereich Schapen mit der 
Feldmarksinteressentschaft einvernehmlich abzustimmen, da so die 


 
Der Sportplatz wird aus dem Geltungsbereich der 
LSG-VO herausgenommen. Hingegen ist die 
Herausnahme des Osterfeuerplatzes wegen einer 
jährlichen Veranstaltung nicht gerechtfertigt, zumal 
für das Osterfeuer eine Ausnahmegenehmigung 
erteilt wird. 
 
Die ordnungsgemäße Unterhaltung von Wegen 
und Straßen und insbesondere die Freihaltung des 
Lichtraumprofils ist nach § 7 LSG-VO von den 
Verboten der LSG-VO freigestellt. 
 
Die LSG-VO steht dem nicht entgegen. 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern neue Schilder aufgestellt werden, wird die 
FI vorab über die neuen Standorte unterrichtet. Da 
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Haltbarkeit der Schilder und praxisgerechte Standorte ermöglicht werden. 
Eine Haftung für die Schilder wird abgelehnt. 
 


hinsichtlich der Schilderstandorte gesetzliche 
Vorgaben bestehen, ist möglicherweise nicht 
immer eine einvernehmliche Abstimmung zu 
erzielen. Die Übertragung der Haftung für die 
Schilder sieht die LSG-VO nicht vor.  
 


Forstgenossenschaft 
Volkmarode-Dibbesdorf 
 


Insgesamt bestehen erhebliche Bedenken gegen die LSG-VO, gewünscht 
wird eine weitere Erörterung mit Landwirtschaftskammer und Landvolk  
 
§ 5 
bedarf Konkretisierung (Abs. 1 und Abs. 3) 
 
 
 
Aufstellung von Hinweis- und Vermarktungsschildern sollte erlaubt sein 
(Abs. 2 Nr. 8) 
 
 
 
Das Verbot der Zerstörung und Beeinträchtigung von Waldrändern ist zu 
streichen (Abs. 2 Nr. 11) 
 
ebenso das Verbot der Neuanlage von Baumschulen, Weihnachts- und 
Schmuckreisigkulturen, um FG Möglichkeit der Weiterentwicklung zu 
geben (Abs. 2 Nr. 12) 
 
 
Feuer sollte für best. Maßnahmen zugelassen sein (Abs. 2 Nr. 19) 
 
Kahlschlagverbot ab 1 ha (Abs. 3 Nr. 2) 
 
Klärung, wer Nadelholzanteil ermittelt (Abs. 4) 
 
§ 6 
Anlage von Forstwegen ist uneingeschränkt zu erlauben (Abs. 1 Nr. 1). 
Gleiches gilt für Gatterungen (Abs. 1 Nr. 3), 
Änderung der aktuellen Grünlandnutzung (Abs. 1 Nr. 6) 
und die ordnungsgemäße Jagd (Abs. 1 Nr. 7). 
 
 
§ 7 
P+E-Maßnahmen von der UNB oder anderen Behörde im Einvernehmen 


Die LWK Nds. und der Nds. Landvolk e. V. wurden 
ebenfalls beteiligt und haben eine StN abgegeben. 
 
 
§ 5 Abs. 1 LSG-VO ist bewusst allgemein gehalten 
als Auffangtatbestand. Abs. 3 ist aus Sicht der 
Verwaltung konkret genug. 
 
Von dem Verbot ausgenommen werden nunmehr 
mobile Hinweisschilder mit einer Größe von 
höchstens 1 m², sofern diese auf eigene land- und 
forstwirtschaftliche Erzeugnisse hinweisen. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
Für die Schutzzone I wird die Neuanlage von 
Baumschulen über einen Erlaubnisvorbehalt 
ermöglicht, in den Schutzzonen II und III bleibt es 
hingegen bei dem Verbot. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
Der Nadelholzanteil wurde im Rahmen der 
Basiserfassung ermittelt. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
Die Änderung der aktuellen Grünlandnutzung kann 
Einfluss auf die LRT des FFH-Gebietes haben und 
muss daher einem Erlaubnisvorbehalt unterliegen. 
 
 
Weitreichende P+E-Maßnahmen wird die UNB 
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mit der UNB sollen mit der FG abgestimmt werden (Nr. 5) 
 
§ 9  
Kartierungen sollen mind. 2 Wochen vor Durchführung der FG angezeigt 
werden (Abs. 1) 


vorab mit der FG besprechen, dies wird jedoch 
nicht über die VO geregelt. 
 
Kartierungen werden seitens der UNB rechtzeitig 
öffentlich angekündigt, eine Regelung in der VO ist 
nicht angezeigt. 


Forstgenossenschaft der 
Ackerleute in Dibbesdorf 
 


Die Änderung der LSG-VO bringt für die FG Nutzungseinschränkungen und 
Auflagen und damit erhebliche ökonomische Einschränkungen, die nicht 
hinzunehmen sind. Aus diesem Grund ist die VO zu überarbeiten. 
 
§ 4 
Der Begriff „autochthon“ ist zu streichen. Zudem bedarf es einer 
Abstimmung, in welchem Umfang die FG wiederkehrende Kontrollen 
bezüglich des Pflanzgutes erhält. Weiterer bürokratischer Aufwand wird 
abgelehnt (Abs. 2 Nr. 1a). 
 
§ 5 
Die ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist vom Verbot der Erzeugung von 
Geräuschen freizustellen (Abs. 2 Nr. 1). 
 
Die Vorgaben zum Bau von Zäunen sind zu streichen (Abs. 2 Nr. 7). 
 
 
Die Vornahme von Abgrabungen und Aufschüttungen im Zusammenhang 
mit der Grabenunterhaltung und -veränderung ist zu erlauben (Abs. 2 Nr. 9) 
 
Die ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist vom Verbot der Entnahme und 
Beschädigung von Pflanzen und Pflanzenbestandteilen freizustellen (Abs. 5 
Nr. 10) 
 
Streichung des Verbots zur Zerstörung oder sonstiger Beeinträchtigung von 
Waldrändern, da befürchtet wird, das die forstwirtschaftliche Waldrand-
pflege dazu gerechnet wird (Abs. 2 Nr. 11). 
 
Streichung des Verbots der Neuanlage von Baumschulen, 
Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen, da die Direktvermarktung 
am Rande der Stadt zunehmend an Bedeutung gewinne (Abs. 2 Nr. 12). 
 
 
Eine sozialgerechte ökonomisch/ökologische Weiterentwicklung von 
Grünland ist zu ermöglichen (Abs. 2 Nr. 13) 
 


 
 
 
 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
 
 
Die ordnungsgemäße forstliche Nutzung ist von 
den Verboten der LSG-VO freigestellt. 
 
Unter bestimmten Voraussetzungen ist der 
Zaunbau freigestellt. 
 
s. FI Schapen 
 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
Für die Schutzzone I wird die Neuanlage von 
Baumschulen sowie Weihnachtsbaum- und 
Schmuckreisigkulturen über einen 
Erlaubnisvorbehalt ermöglicht. 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 







 6 


Die Unterhaltungsmöglichkeit „Veränderung der einzelnen Wasserstände 
durch wiederkehrende Grabenunterhaltung“ ist zu ermöglichen (Abs. 2 
Nr. 15). 
 
 
Feuer ist zur Bekämpfung von Borkenkäfern zu erlauben (Abs. 2 Nr. 19). 
 
 
Zwecks Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft ist das 
Verbot zur Vornahme von Kahlschlägen auf 1 ha hinaufzusetzen, 
hinsichtlich der Eichenverjüngung soll das Verbot für Kahlschläge unter  
1 ha angesetzt werden (Abs. 3 Nr. 2). 
 
Das Verbot der Entfernung von Horst-, Höhlen- und Brutbäumen sollte 
konkretisiert werden, insbesondere für Bäume mit einer Höhe über 50 m 
(Abs. 3 Nr. 3). 
 
Die Begrenzung auf einen Nadelbaumanteil von höchstens 10 % wird 
wegen abgelehnt, die Regelung sollte konkretisiert werden (Abs. 4). 
 
§6 
Die Durchführung von Unterhaltungsmaßnahmen an sich ist zu erlauben, 
Gleiches gilt für Rückegassen (Abs. 1 Nr. 1). 
Der Erlaubnisvorbehalt für die Veränderung von Gewässern, Gräben und 
sonstigen Feuchtflächen ist zu streichen (Abs. 1 Nr. 5). 
 
§ 7 
Die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung ist zu erhalten (Nr. 3). 
 
 
 
§ 9 
Die Standorte ggf. neuer Schilder sind mit der FG einvernehmlich 
abzustimmen, wobei zusätzliche Schilder mit dem Hinweis auf das LSG 
abgelehnt werden. Eine Haftung für Schilder wird abgelehnt. 
 


Die Grabenunterhaltung darf nur zum Erhalt des 
bisherigen, genehmigten Zustands dienen. Eine 
Absenkung des Grundwasserstands ist nicht 
zulässig. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel, i. R. d. 
ordnungsgemäßen Forstwirtschaft freigestellt 
 
Fällt unter die ordnungsgemäße Forstwirtschaft 
bzw. die Vorgaben der Kahlschlagbegrenzung. 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
Im Schutzgebiet befinden sich keine Bäume, die 
eine Höhe über 50 m erreichen, im Übrigen s. o.  
 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
Reine Unterhaltungsmaßnahmen bleiben zulässig. 
Der Erlaubnisvorbehalt für die Veränderung von 
Gewässern etc. ist nötig, um nachteilige 
Wirkungen auf die Pfeifengraswiese zu verhindern. 
 
 
In der Regel ist die forstwirtschaftliche Nutzung von 
den Verboten freigestellt. In begründeten 
Einzelfällen kann zudem eine Befreiung erteilt 
werden. 
 
s. FI Schapen 
 


Forstgenossenschaft 
Dibbesdorf Kotsassen 


Die StN ist gleichlautend mit dem Schreiben der FG der Ackerleute in 
Dibbesdorf vom 20. Okt. 2010. 
 


s. FG der Ackerleute in Dibbesdorf  


Forstgenossenschaft der 
Ackerleute Volkmarode 
 


Die StN ist gleichlautend mit dem Schreiben der FG der Ackerleute in 
Dibbesdorf vom 20. Okt. 2010. 


s. FG der Ackerleute in Dibbesdorf 
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Gemeinde Cremlingen 
 


Von der Erweiterung des LSG durch Einbeziehung des am südöstlichen 
Rand befindlichen Flurstücks ist der C-Platz des Sportplatzes in Weddel 
betroffen. Außerdem besteht der Wunsch des Ortsrates Weddel nach 
einem neu zu bauenden Weg am äußeren Rand des C-Platzes, um eine 
Verbindung zwischen bereits vorhandenen Wegen zu schaffen. Es wird 
daher darum gebeten, den C-Platz des Sportplatzes Weddel inkl. eines 5 m 
breiten Streifens parallel zur West- und Ostseite des C-Platzes nicht in das 
LSG einzubeziehen, um so denkbare Nutzungsänderungen auf dem 
Sportplatz sowie die Realisierung des Verbindungsweges nicht unnötig zu 
erschweren. 
 


Der bestehende Sportplatz wird aus dem LSG 
herausgenommen. Im Übrigen kann der Eingabe 
nicht stattgegeben werden. Die Flächen werden 
wegen ihrer naturschutzfachlichen Wertigkeit und 
der plausiblen Abgerundetheit Bestandteil des 
LSG. Bauliche Veränderungen sowie 
Nutzungsänderungen sind dennoch nicht von 
vornherein ausgeschlossen, sondern müssen 
beantragt und von der Stadt genehmigt werden. 
Insofern können die Anlage des Weges und die 
veränderte Nutzung des Sportplatzes ggf. unter 
bestimmten Voraussetzungen erfolgen. 
 


Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen, Bezirksstelle 
Braunschweig 


Es handelt sich um eine gemeinsame StN der LWK und des zu ihr 
gehörenden Forstamtes Südniedersachsen. 
 
Dem aktuell vorgelegten Änderungsentwurf der LSG-VO kann nicht 
zugestimmt werden. Sie liegt im Flurbereinigungsgebiet Weddel. 
 
Insbesondere aus forstlicher Sicht gehen viele Punkte über die Intention 
des BNatSchG hinaus, die der Gesetzgeber im Naturschutzrecht mit der 
Ausweisung von LSG erreichen wollte. Die vorgesehenen Beschränkungen 
sind daher für die Grundeigentümer unverhältnismäßig, gehen zum Teil 
über das Eigentumsrecht hinaus und sind daher entschädigungspflichtig. 
Darüber hinaus können im Rahmen des Vertragsnaturschutzes 
ausschließlich Maßnahmen gefördert werden können, die nicht aufgrund 
von Gesetzen oder Verordnungen vorgeschrieben sind. Somit würden der 
örtlichen Landwirtschaft u. U. Fördergelder verloren gehen. 
 
§ 1 
Das LSG sollte lediglich um die neue Fläche nordwestlich des Ortsteils 
Schapen erweitert werden. Auf die Einbeziehung der an der Stadtgrenze 
gelegenen Ackerfläche im Südosten des LSG ist zu verzichten, da 
Ackerflächen einen eingeschränkten naturschutzfachlichen Wert aufweisen 
und daher keinen weiteren Beschränkungen der Bewirtschaftung 
unterliegen sollten. 
 
 
§ 2  
Laut Text soll die Schutzgebietsabgrenzung durch eine gestrichelte Linie 
dargestellt sein. Tatsächlich ist die Schutzgebietsabgrenzung im 
Kartenwerk als durchgezogene Linie markiert. (Abs. 1). Es wird darauf 


 
 
 
Die Lage im Flurbereinigungsgebiet hat keine 
Auswirkung auf die Unterschutzstellung. 
 
Der wirksame Schutz des FFH-Gebietes erfordert 
die vorgesehenen Einschränkungen. Die Frage der 
Entschädigungspflicht wird noch an das MU 
herangetragen. Maßnahmen des 
Vertragsnaturschutzes sind aufgrund ihrer 
Freiwilligkeit nicht gleichermaßen wirksam. 
 
 
 
 
 
Ackerflächen in Schutzzone I unterliegen aufgrund 
der LSG-VO keinen Beschränkungen. Eine 
ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung ist 
weiterhin von den Verboten der LSG-VO 
freigestellt. Die vorgesehene Arrondierung des 
LSG ist sinnvoll, da ein Herauslassen der 
südöstlichen Ackerfläche fachlich nicht begründbar 
ist. 
 
Der Text wird dahingehend geändert, dass die 
Abgrenzung durch eine durchgezogene Linie 
kenntlich gemacht ist. 
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hingewiesen, dass die Karte im Maßstab 1 : 10 000 bei der Stadt einsehbar 
ist. Im Rahmen eines Erörterungstermins zur LSG-VO wurden wir von 
Landwirten darauf hingewiesen, dass sie am 13. Okt. 2010 Einsicht ins 
Kartenmaterial nehmen wollten, dies jedoch nicht möglich war, da die Karte 
nicht auslag. Es wird um Prüfung gebeten (Abs. 2). 
 
§ 3  
Es wird ein Moorbirken-Wald beschrieben, der sich auf einer Kuppe auf 
stauenden Tonschichten entwickelt haben soll. Laut Aussage der vor Ort 
ansässigen und ortskundigen Landwirte existieren dort kein Moor und somit 
auch keine Moorbirken (Abs. 3 Nr. 1). 
 
 
§ 4  
Die Forderung nach autochthonen Baumarten ist zu streichen, da 
schwerlich zu prüfen ist, ob und in welchem Umfang die derzeit im LSG 
stockenden Bestände autochthonen Ursprungs sind. Im Zuge von 
Waldumbauten ist die Beschaffung von standortgerechtem, nicht jedoch 
von autochthonem Pflanzgut möglich. Ggf. kann dies sogar einen Verstoß 
gegen das Forstvermehrungsgesetz bedeuten. (Abs. 2 Nr. 1a). 
 
Differenzierung des speziellen Schutzzwecks in Zone I zur 
Sandbachniederung mit ihren Sukzessionsstadien und dynamischen 
Erscheinungsformen. Den Landwirten muss gewährleistet werden, dass sie 
weiterhin ihre Flächen in landwirtschaftlich sinnvollen Abständen mähen 
dürfen, um den durch Sukzession zu erwartenden Distelflug zu reduzieren, 
der die umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen negativ 
beeinträchtigen würde.  
 
Der Bereich des Sandbaches lag aktuell im Flurbereinigungsgebiet 
Weddel. Die Ergebnisse der Flurbereinigung sind zu beachten (Absatz 2 
Nr. 1d) 
 
§ 5  
Maßnahmen im Rahmen der ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft 
müssen vom Verbot der Geräuscherzeugung freigestellt werden (Abs. 2 
Ziff. 1). 
Die Direktvermarktungseinrichtungen der Landwirte sind vom Verbot, 
Verkaufsstände zu errichten, freizustellen, um ihre Produkte zu vermarkten 
(Abs. 2 Nr. 2.). 
Die Formulierung  „in landschaftsgerechte“ Bauweise“ ist in Bezug auf 
Weidezäune irritierend und unpassend und daher durch „ortsüblich“ zu 


 
 
Die Karte lag zu den angegebenen Zeiten aus und 
war daher auch am 13. Okt. 2010 einsehbar.  
 
 
 
Die Überprüfung vor Ort hat ergeben, dass im 
Bereich des Naturdenkmals „Talmoor im 
Dibbesdorfer Holz“ das dort verlaufende Gewässer 
von einem Talmoor begleitet wird, in dem ein 
Moorseggen-Erlenbruchwald vorherrscht. In 
diesem kommen u. a. Moorbirken vor. 
 
Es geht hierbei vielmehr um die Förderung und 
Erhaltung und nicht um die generelle Verwendung 
autochthoner Baumarten. 
 
 
 
 
Für die Breite der Sandbachniederung kann der 
Einwendung aus naturschutzfachlichen Gründen 
nicht stattgegeben werden, hier werden weiter 
Sukzessionsstadien ablaufen. Landwirtschaftliche 
Flächen können aufgrund der Freistellung gemäht 
werden. 
 
 
s. LWK Niedersachsen 
 
 
 
 
s. FG der Ackerleute in Dibbesdorf 
 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 
Der Eingabe wird nicht stattgegeben, da der Begriff 
„landschaftsgerechte Bauweise“ die gewünschte 
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ersetzen (Abs. 2 Nr. 7). 
 
 
Hinweis- bzw. Verkaufstafeln für landwirtschaftliche Produkte sind vom 
Verbot zum Anbringen von Werbetafeln auszunehmen (Abs. 2 Nr. 8). 
 
Im Rahmen des land- und forstwirtschaftlichen Wegebaus (Instandhaltung, 
Aus- und Neubau) sind Abgrabungen oder Aufschüttungen zu gestatten. In 
Anbetracht sich wandelnder Bewirtschaftungsverhältnisse muss der 
Ausbau von Wegen weiterhin möglich bleiben und sollte sich insbesondere 
an den technischen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten orientieren. Es ist 
auch notwendig, Senken und Fahrspuren in landwirtschaftlichen 
Nutzflächen ggf. zu verfüllen (Abs. 2 Nr. 9). 
 
Die Entnahme oder Beschädigung wild wachsender Pflanzen oder 
Pflanzenteile ist integraler Bestandteil der ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft und daher freizustellen (Abs. 2 Nr. 10).  
 
Aus Verkehrssicherungsgründen oder zur Förderung konkurrenzschwacher 
Gehölze, sind Pflegemaßnahmen an Waldrändern unverzichtbar und 
müssen, im Sinne der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft, weiterhin möglich 
sein. Aus landwirtschaftlicher Sicht gehört zur ordnungsgemäßen 
Unterhaltung von Wegen auch die Freihaltung des Lichtraumprofils. Dazu 
ist selbstverständlich auch die Entfernung von Gehölzen erforderlich. Wege 
müssen möglichst schnell abtrocknen können, damit sie bei Belastung 
nicht beschädigt werden. Das Freihalten des Lichtraumprofils ist untrennbar 
mit der ordnungsgemäßen Wegeunterhaltung verbunden. Somit muss die 
Entfernung von herüberwachsenden Ästen möglich bleiben (Abs. 2 Nr. 11). 
 
Das Verbot der Neuanlage von Baumschulen, Weihnachtsbaum- und 
Schmuckreisigkulturen ist zu streichen bzw. in einen Erlaubnisvorbehalt 
umzuwandeln (Abs. 2 Nr. 12). 
 
Das Verbot zur Umwandlung von Grünland sollte sich ausschließlich auf 
absolute Grünlandstandorte beziehen und die Aufforstung ausschließen. 
Die Aufforstung sollte unter Erlaubnisvorbehalt gestellt werden. Eine 
korrekte Kartierung der betroffenen Flächen ist nötig, damit es bei der 
Beurteilung zu keiner Verwechslung zwischen Grünland, Brache und 
Ackergras kommt. Zudem sollte das Verbot allenfalls für den Fall einer 
anschließenden Nutzungsumwandlung von Dauergrünland gelten, da der 
Umbruch von Grünland zur Neueinsaat den Grundsätzen der 
ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung entspricht und die 


Ausführung der Zäune beschreibt. Die Ausführung 
kann zudem mit der UNB abgestimmt werden.   
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 
Der Neu- und Ausbau von Wegen wird über die 
LSG-VO nicht grundsätzlich verboten. Aufgrund 
von Erfahrungen in der Vergangenheit ist der 
Wegebau jedoch mit der UNB abzustimmen.  
 
 
 
 
Die ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist von den 
Verboten der LSG-VO freigestellt.  
 
 
Pflegemaßnahmen sind aufgrund der 
Freistellungen weiterhin möglich (§ 7 LSG-VO).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 
 
Grünland ist in unserer Kulturlandschaft so selten 
geworden, dass es zumindest in LSGen in seinem 
Bestand zu erhalten ist. Ein Erlaubnisvorbehalt für 
eine Neuanlage ist über die Regelungen NWaldLG 
geregelt. 
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Voraussetzungen für eine dauerhafte Grünlandbewirtschaftung sichert 
(Abs. 2 Nr. 13). 
 
Die Landwirtschaft ist vom Verbot zur Entwässerung der Grünland- und 
Waldflächen freizustellen, da die Dränierung der landwirtschaftlichen 
Flächen für die Bewirtschaftung z. T. unerlässlich ist. Eine Vernässung 
würde dazu führen, dass die Ackerflächen nicht mehr schleppertauglich 
befahrbar wären und somit die Bewirtschaftung unmöglich wird. Auch die 
Neuanlage von Dränungen kann im Einzelfall von Bedeutung sein (Abs. 2 
Nr. 15). 
 
Der Einsatz von Abfällen zur Verwertung, z. B. Kompost, Klärschlamm, im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Landwirtschaft ist vom Verbot zur 
Entledigung und Lagerung von Abfällen freizustellen (Abs. 2 Nr. 18). 
 
Das Entzünden und die Unterhaltung von Feuer im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Forstwirtschaft muss zum Zwecke des Waldschutzes 
freigestellt werden. Gleiches gilt für das Verbrennen von Schlagabraum, 
Kronenresten und anderem brutfähigem Material im Falle von 
Großkalamitäten, z. B. Borkenkäfergradationen, als Sanitärmaßnahme. 
Zudem ist es aus landwirtschaftlicher Sicht z. T. erforderlich, abgeerntete 
Felder, z. B. Stroh, Öllein, ausnahmsweise abzubrennen. Das 
diesbezügliche Verbot ist in eine Anzeige bei der UNB umzuwandeln 
(Abs. 2 Nr. 19). 
 
Streichung des Begriffes „naturschutzkonform“, da bereits die Formulierung 
ordnungsgemäß die „Naturkonformität“ mit einschließt (Abs. 2 Nr. 20). 
 
 
Das Verbot von Kahlschlägen über 0,5 ha wird abgelehnt, da größere 
Kahlschläge bei der Umwandlung von Nadelholzbeständen in 
standortgerechte Laubholzmischungen oder bei flächigem 
Borkenkäferbefall im Nadelholz unverzichtbar sein können. Insbesondere 
die in § 4 Abs. 2 Nr. 2 g geforderte Förderung jüngerer Eichen wird durch 
eine derart restriktive Flächenbegrenzung erheblich erschwert. Zum Erhalt 
nennenswerter Eichenanteile sind Kleinkahlschläge bis 1,0 ha Größe ein 
auch mit dem NLWKN abgestimmtes Regelverfahren der 
Bestandsverjüngung. Kahlschläge zur Verjüngung der Eiche sollen erst ab 
einer Größe von 1 ha verboten werden (Abs. 3 Nr. 2). 
 
Über einschlägige Rechtsnormen, beispielsweise das BNatSchG, 
hinausgehende Einschränkungen der Bewirtschaftung sind als erheblicher 


 
 
 
Bestehende Dränagen sind über § 7 Nr. 2 LSG-VO 
freigestellt. Im Übrigen besteht nach § 6 Abs. 1 Nr. 
5 LSG-VO lediglich ein Erlaubnisvorbehalt für 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen. Eine generelle 
Freistellung ist nicht möglich, da dies nach dem 
Ergebnis der Basiserfassung zu einer Gefährdung 
der Pfeifengraswiese führen könnte. 
 
Soweit die Verwertung von Abfällen der 
ordnungsgemäßen Landwirtschaft entspricht, ist 
sie freigestellt. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Begriff der Naturschutzkonformität kann über 
die Formulierung „ordnungsgemäß“ hinausgehen 
und wird daher beibehalten. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
 
 
Ist über die Freistellung in § 7 Nr. 5 LSG-VO im 
Einvernehmen mit der UNB möglich. 
 
 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
Zur Frage der Entschädigungspflicht s. o.  
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Eingriff in das Eigentum entschädigungspflichtig. Daher sollten sich das 
Verbot nur auf die Entfernung von Horst- und Höhlenbäume beschränken, 
da kleinere Nester schwer bis nicht erkennbar sind (Abs. 3 Nr. 3). 
 
Eine Einschränkung der Möglichkeit des Anbaus von standortgerechten 
Nadelbäumen ist als Eingriff in Eigentumsrechte entschädigungspflichtig. 
Darüber hinaus lässt der gute Erhaltungszustand in Wald-
Lebensraumtypen Anteile von nicht lebensraumtypischen Gehölzen bis zu 
20 % zu. Die Begrenzung auf 10% Nadelholzanteil ist daher überzogen 
(Abs. 4). 
 
§ 6 
Der Neu- und Ausbau von Feld- und Forstwegen ist uneingeschränkt 
zuzulassen, da ein Kennzeichen ordnungsgemäßer Land- und 
Forstwirtschaft die bedarfsgerechte Acker-, Grünland und 
Walderschließung ist. Hierdurch sollen z. B. in den Waldbeständen 
Rückeschäden und eine starke Beanspruchung von Rückegassen und –
wegen aus Bodenschutzgründen vermieden werden (Abs. 1 Nr. 1) 
 
Der Erlaubnisvorbehalt für die Errichtung von Einfriedungen ist, sofern er 
auch für Weidezäune und Zäune zum Schutz von Baumschonungen gilt, zu 
streichen. Die Verpflichtung, vor einfachen und zur Bewirtschaftung 
zweifelsfrei erforderlichen Maßnahmen wie der Einzäunung von Kulturen 
oder der Anlage von Rückeschneisen eine Erlaubnis einholen zu müssen, 
ist wegen des Zeit- und Verwaltungsaufwandes unpraktikabel und steht 
nicht im Zusammenhang mit dem Zweck der LSG-VO (Abs.1 Nr. 3). 
 
Streichung des Erlaubnisvorbehalts für die Neuanlage von Dränagen, da 
diese in Anbetracht sich wandelnder Bewirtschaftungsverhältnisse im 
Einzelfall von Bedeutung sein kann (Abs. 1 Nr. 4). 
 
Der Erlaubnisvorbehalt für Änderungen der aktuellen Grünlandnutzung ist 
zu streichen, da der Umbruch von Grünland zur Neueinsaat den 
Grundsätzen der ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung entspricht und 
es wegen der Umstände und Kosten unzumutbar ist, für Änderungen der 
Grünlandnutzung, z.B. Beweidung, Mahd bzw. Grünschnitt, eine Erlaubnis 
einzuholen (Abs. 1 Nr. 6). 
 
§ 7  
Die Freistellung der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft ist durch den 
angehängten Verweis auf die Verbote und Erlaubnisvorbehalte 
weitestgehend wirkungslos, daher Streichung des Zusatzes „unter 


Die Zulassung eines 20%igen Nadelholzanteils 
würde zu einer Ausweitung gegenüber dem 
heutigen Anteil führen, was nicht den 
Erhaltungszielen entspricht. Die hierdurch 
möglichen Veränderungen der Grundwasserstände 
sind nach der Basiserfassung zu vermeiden. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
 
s. LWK Niedersachsen 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Vielzahl elektronischer Hilfsmittel ist 
es zumutbar, eine Erlaubnis einzuholen, zumal 
neue Zäune und Rückegassen nur gelegentlich 
angelegt werden. 
 
 
 
 
Die Regelung beinhaltet die Abstimmung mit der 
UNB, jedoch kein grundsätzliches Verbot. Im 
Übrigen s. FI Schapen 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelung des § 7 Nr. 3 LSG-VO wird so 
umformuliert, dass sie eindeutig ist. 
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Beachtung des § 5 Abs. 2, 3 und 4 sowie des § 6“ (Nr. 3). 
 
§ 9  
Die Aufstellung bzw. Platzierung der Schilder ist mit den Grundeigentümern 
und Pächtern vor Ort einvernehmlich abzustimmen, damit die Schilder 
einen geeigneten Standort erhalten und die Bewirtschaftung der Flächen 
nicht behindert wird (Abs. 1). 


 
 
 
s. FI Schapen 
 


Niedersächsisches Landvolk, 
Bezirksverband 
Braunschweig e. V. 
 


§ 1 
Das LSG soll nur im bisherigen Ausmaß ausgewiesen werden.  
 
 
 
 
 
§ 2 
Die dargestellte gestrichelte Linie ist als gezogene Linie zu betrachten, 
ansonsten bedarf es einer Feinabstimmung (Abs. 1). 
 
Einige betroffene Landvolkmitglieder haben bezüglich des Einsehens des 
Kartenwerkes bei der Stadt negative Erfahrungen gesammelt, da das 
aktuelle dargestellte Kartenwerk nicht einzusehen war (Abs. 2). 
 
§ 3 
In diesem Bereich wird ein Moorbirken-Wald dargestellt, obwohl dieses 
betroffene Gebiet keine moorigen bodenkundliche Erkenntnisse darstellen. 
Somit ist zu überprüfen, ob die Birkenwalddarstellung als zielgerichteter 
angesehen wird. Des Weiteren sind die dargestellten Stillgewässer von 
Ihrer Definition neu zu erläutern, da es sich in dem Bereich um 
Fließgewässer handelt (Abs. 1) 
 
§ 4  
In Schutzzone I sind standortgerechte Baumarten zu favorisieren (Abs. 2 
Ziff. 1 a). 
 
Die Förderung der Sandbachniederung ist nachvollziehbar. Dies gilt nicht 
für die Förderung der Sukzessionsstadien, da erhebliche ökonomische 
Engpässe zu erwarten sind, und die ökologischen Meilensteine negativ 
widerspiegeln. Somit sind Sukzessionsstadien herauszunehmen (Abs. 2, 
Ziff. 1d). 
 
§ 4  
Bei der Erhaltung und Erweiterung von Totholz sowie weiteren 


 
Aufgrund ihrer naturschutzfachlichen Wertigkeit 
sowie zur Abrundung des Gebiets wurden  
2 Flächen zum LSG hinzugezogen. Nur die 
Sportplatzflächen und der Parkplatz der 
Mehrzweckhalle werden aufgrund von 
Einwendungen ausgeklammert. 
 
Die Abgrenzung des LSG wird nunmehr mit einer 
durchgezogenen Linie dargestellt. 
 
Diese Eingabe ist aus Sicht der Verwaltung nicht 
nachzuvollziehen, da die Karte während der 
Auslegung jederzeit einzusehen war. 
 
 
s. LWK Niedersachsen 
 
 
 
 
 
 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
s. LWK Niedersachsen 
 
 
 
 
 
 
In § 4 LSG-VO werden Schutzzwecke und 
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Höhlenbäumen ist eine klare Definition zu favorisieren. Es ist nicht 
nachvollziehbar, nach welchen Kriterien ein Baum bewertet wird, wenn er 
senkrecht steht, wie hoch der Totholzanteil ist oder ob eine Höhlenfunktion 
für den einzelnen Baum gewährleistet ist. Diese Parameter bedürfen einer 
Feinabstimmung (Abs. 2 Ziff. 2a) 
 
§ 5 
Die Errichtung von Weidezäunen bedarf keiner weiteren Definition. Somit 
sind die Weidezauneinschränkungen im Gesamtumfang herauszunehmen 
(Abs. 2 Nr. 7). 
 
Das Verbot, Hinweisschilder auf Direktvermarktung auszustellen, ist zu 
streichen, da in diesem Bereich die Direktvermarktung für das 
Oberzentrum Braunschweig aus landwirtschaftlicher Sicht eine große 
Bedeutung hat (Abs. 2 Nr. 8). 
 
Die Abgrabungen und Aufschüttungen sind im Gesamtumfang 
herauszunehmen, da bei Grabenunterhaltungen u. a. Erdaushub anfällt, 
der in der Regel auf landwirtschaftliche Flächen verteilt wird. Dies bedarf 
einer Genehmigungsfreiheit. Es ist nicht nachvollziehbar, dass auf den 
landwirtschaftlichen Flächen Spargelkraut und Herkulesstaude nicht einer 
thermischen Verwertung zugeführt werden dürfen (Abs. 2 Nr. 9). 
 
Die Neuanlage von Baumschulen etc. ist zuzulassen, da ansonsten für die 
Direktvermarktung Beeinträchtigungen zu erwarten sind (Abs. 2 Nr. 12). 
 
 
Brauchtumsfeuer wie Osterfeuer und sportliche Aktivitäten des 
Sportvereins sind in Zukunft weiterhin zu ermöglichen (Abs. 2 Nr. 19). 
 
 
 
Aus ökologischen, ökonomischen und sozialen Aspekten Verbot von 
Kahlschlag erst ab einem Hektar (Abs. 3 Nr. 2) 
 
§ 6 
Das Verbot, Einfriedungen zu errichten, ist zu streichen. Es muss für die 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung möglich sein, Grünländereien oder 
Ackerflächen einzuzäunen. 
 
§ 7 
Die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung ist zu begrüßen. Die 


Erhaltungsziele beschrieben. Daraus ergeben sich 
keine unmittelbaren Rechtsfolgen für Einzelne, so 
dass eine genauere Vorgabe nicht erforderlich ist. 
 
 
 
 
s. LWK Niedersachsen 
 
 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 
 
 
s. FG der Ackerleute in Dibbesdorf 
Das Verbrennen von Spargelkraut und 
Herkulesstaude ist keine Verwertung, sondern eine 
Entsorgung von Abfällen, die im Rahmen 
ordnungsgemäßer Landwirtschaft durch die VO 
nicht beeinträchtigt wird. 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 
 
 
 
Brauchtumsfeuer sind über die Erteilung einer 
Ausnahme weiterhin möglich. Der Sportplatz wird 
in seinem Bestand aus dem LSG 
herausgenommen. 
 
s. Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
 
 
Es handelt sich hier um einen Erlaubnisvorbehalt. 
 
 
 
 
Die ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist erlaubt. 
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dargestellten weiteren Einschränkungen sind im gesamten Umfang 
herauszunehmen, da sie diese unnötig einschränken (Nr. 3). 
 
§ 9 
Die Standorte der Hinweisschilder sind mit den betroffenen 
Feldinteressentschaften abzustimmen und zwar 4 Tage vor 
Standortfindung im Rahmen eines Ortstermins. Die Haftung der Schilder 
unterliegt der Stadt. Weiterhin gefordert wird eine Nichtzweckentfremdung 
von Hinweisschildern von Wanderwegen etc. Eine weitere Nutzung um 
Hinweise durch die geplanten Hinweisschilder mitzuteilen, wird aus 
landwirtschaftlicher Sicht abgelehnt. 
 
Für die Feldinteressentschaften und Forstgenossenschaften ist es von 
entscheidender Wichtigkeit, dass die Unterhaltung der Wege und Gräben 
ohne zusätzlichen bürokratischen Aufwand ermöglicht wird und die 
Arbeiten im LSG fach- und sachgerecht ausgeführt werden. Für diesen 
Verordnungskatalog ist eine dringende Feinabstimmung bezüglich des 
Hochwasserschutzes erforderlich. Wir bitten den Sachverhalt mit der 
unteren Wasserbehörde einvernehmlich zu regeln.  
 
Das Nds. Landvolk würde gern den Naturschutz und die 
Hochwasserproblematik im Diskussionsprozess begleiten. Weiterhin ist es 
wünschenswert, dass für die geplante LSG-Ausweisung ein 
Erörterungstermin benannt wird, um die vorgetragenen Aspekte regeln zu 
können. 
 


Alle Einschränkungen sind aus 
naturschutzfachlichen Gründen erforderlich, s. 
Nds. Forstamt Wolfenbüttel 
 
s. FI Schapen 
 
 
 
 
 
 
 
s. FI Schapen 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hochwasserschutz wird von der LSG-VO nicht 
berührt. Weder beinhalten die gesetzlichen 
Bestimmungen vor der Ausweisung als LSG einen 
Erörterungstermin noch ist ein solcher von der 
UNB vorgesehen. 


Revierförsterei 
Riddagshausen 
 


§ 5 
Hunde von Jagdberechtigten sind zuzulassen (Abs. 2 Nr. 6) Gleiches gilt 
für jagdliche Einrichtungen (Abs. 2 Nr. 7), 
Wege- und Grabenunterhaltung (Abs. 2 Nr. 9), 
Baumentnahme u. ä. zur forstlichen Nutzung (Abs. 2 Nr. 10), 
und Feuer im Zusammenhang mit Jagd und Forstwirtschaft (Abs. 2 Nr. 19) 
Kahlschlagverbot ab 1 ha (Abs. 3 Nr. 2) 
Konkretisierung der Verbots, Horst-, Höhlen- und Brutbäume zu entfernen 
(Abs. 3 Nr. §) 
 


 
s. Herr Köglsperger und Nds. Forstamt 
Wolfenbüttel 
 
 


Stadtheimatpfleger Herr 
Wetterau 
 


Der Stadtheimatpfleger für Schapen, Herr Bezirksbürgermeister Horst 
Schmidt, macht folgende Bedenken geltend: 
 
§ 1 
Die südlich des Ortsteils Schapen zwischen Schapener Str. und Albert-


 
 
 
 
Wegen der starken Nutzung und der fehlenden 
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Spinn-Weg gelegene Fläche ist aus dem Schutzbereich des LSG 
herauszunehmen, da  
- Schapen sonst auf allen Seiten von LSG und NSG umschlossen und so 
eine Entwicklung des Ortsteils völlig ausgeschlossen sei, was nicht 
hinnehm- und verantwortbar ist. 
-sich in dem Bereich eine Mehrzweckhalle, ein öffentlicher Parkplatz, ein 
Sportplatz und mehrere Tennisplätze befänden, deren Nutzung von vorn- 
herein gegen § 5 Abs. 2 verstoße. Der Erlaubnisvorbehalt für größere 
Gemeinschaftsveranstaltungen würde das Problem nicht lösen, da bei sehr 
vielen Veranstaltungen auch die Außenanlagen in Anspruch genommen 
würden, die in § 4 Abs. 2 aufgeführten Schutzzwecke in keiner Weise die 
vorgenannten Anlagen beeinträchtigen. 
 
§ 5  
Der ganzjährige Leinenzwang ist zu streichen, da er jeder vernünftigen 
Hundehaltung widerspräche. Der Leinenzwang in der Brut- und Setzzeit sei 
ausreichend.  


naturschutzfachlicher Wertigkeit werden die 
Sportanlage und der Parkplatz der Mehrzweckhalle 
aus dem Geltungsbereich der LSG-VO 
herausgenommen. Die Attraktivität Schapens 
beruht gerade auf der nahezu vollständigen 
Einbettung in wertvolle Naturbereiche und den 
damit verbundenen Möglichkeiten zur ruhigen 
Erholung. 
 
 
 
 
 
 
s. Frau Bering 


Frau Muna Bering 
 


§ 5 
Der ganzjährige Leinenzwang ist zu streichen, da er jeder vernünftigen 
Hundehaltung widerspricht. Der Leinenzwang in der Brut- und Setzzeit 
reicht völlig aus, denn  
- Hunde sind intelligent genug, um bequem zu sein. D. h., gewöhnlich läuft 
der unangeleinte Hund auf den Wegen (oder vielleicht einen Meter 
daneben, um zu schnüffeln und seine Marken zu setzen) und nicht im 
dichten Unterholz oder im tiefen Gras. Da sämtliche Hunde einen leichten 
Gang haben und nicht durch die Erde wühlen, kommen weder Gras noch 
seltene Pflanzen zu Schaden 
- nicht jeder Hund hat einen ausgeprägten Jagdtrieb. Dass Hunde nicht 
stöbern und jagen dürfen, ist gesetzlich festgelegt und die meisten 
Hundebesitzer achten darauf, dass sich ihre Tiere entsprechend verhalten 
Der Leinenzwang in der Brut- und Setzzeit verstärkt den Schutz der Natur 
noch mehr. Aus diesem Grund ist eine weitere Regelung nicht erforderlich, 
zumal wildlebende Tiere ebenso vor Spaziergängern, Joggern, Traktoren 
u. a. erschrecken. 
- das Problem wildernder Hunde kann nicht groß sein, da ihr bei ihren 
täglichen Spaziergängen bislang weder ein entlaufener Hund  noch ein 
Hundebesitzer auf der Suche nach seinem Hund begegnet sei 
- im LSG fahren landschaftliche Nutzfahrzeuge und Maschinen, Felder 
werden tlw. während der Brut- und Setzzeit gemäht und 
Schädlingsbekämpfungsmittel gespritzt. Diese Faktoren schaden der 
Umwelt sehr viel mehr als frei laufende Hunde 
- die ganzjährige Anleinpflicht trägt weder zur Erhaltung der Flora noch zum 


 
Das Anleingebot wird auf die Schutzzonen II und III 
beschränkt, um den berechtigten 
Erholungsinteressen der Hundebesitzer und dem 
Bewegungsdrang der Hunde gerecht zu werden. In 
den Zonen II und III hat der Schutz der Natur 
angesichts der Einstufung des Kerngebiets als 
FFH-Gebiet einschließlich der Wildtiere ein hohes 
Gewicht, so dass Hunde dort ganzjährig anzuleinen 
sind. Dadurch sollen sowohl empfindliche Bereiche 
als auch wildlebende (Jung-) Tiere vor unnötiger 
Beunruhigung und z. B. damit verbundenem 
Energieverlust im Winter bewahrt werden.  
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Schutz der Fauna im LSG maßgeblich bei 
-Sofern nicht nur der Naturschutz, sondern auch der Sicherheitsgedanke 
eine Rolle spielt, ist anzumerken, dass statistisch gesehen Angriffe von 
Hunden auf Menschen am häufigsten durch angeleinte Tiere, die sich 
losreißen, oder auf Privatgelände, wo die Tiere generell frei laufen, 
geschehen. Hunde, die immer oder sehr oft angeleint sind, sind 
erwiesenermaßen unausgeglichener, ängstlicher und aggressiver als ihre 
Artgenossen, die gelernt haben, ohne die Begrenzung und den Schutz der 
Leine mit der Welt zurechtzukommen. Darüber hinaus sind Hundebesitzer 
gesetzlich verpflichtet, ihre Hunde artgerecht zu halten und dazu gehöre, 
die Möglichkeit des freien Auslaufs 
- Hundebesitzer aus Schapen und Weddel hätten rundum kein Gebiet 
mehr, in dem sie ihre Tiere von der Leine lassen dürfen, d. h., die VO 
würde sie zu zivilem Ungehorsam zwingen oder sie müssten mit ihrem 
Hund zu Stellenfahren, wo freier Auslauf für Hunde gestattet ist 
- ein Leinenzwang sorgt auch für angeleinte Hundebesitzer. Diese bewegen 
sich lieber frei, ohne ständig an ihr Tier gekettet zu sein. Dadurch verringert 
sich massiv der Erholungswert im LSG und das ausgerechnet für die 
Personengruppe, die sich vermutlich am häufigsten darin aufhält, um 
Entspannung und Bewegung zu suchen (Abs. 2 Nr. 6) 
 


Frau Astrid Schäffer und 
Frau Sabine Eggers (stellv. 
Bezirksbürgermeisterin 
Schapen) sowie 
Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichner einer 
44seitigen Unterschriftenliste 
 


§ 5  
Der ganzjährige Leinenzwang für die Schutzzonen I und II ist zu streichen, 
da in diesen Zonen Bäume und Tiere geschützt werden, die keiner Störung 
durch Hunde unterliegen. Die dort u. a. mit schweren Fahrzeugen 
betriebene Forstwirtschaft sorge für größere Schäden. 
 
Ebenfalls zu streichen ist die Beschränkung der Leine auf 5 m. 
(Abs. 2 Nr. 6) 
 


 
s. Frau Bering 
 
 
 
 
Die Beschränkung der Leine auf 5 m wird für 
sämtliche Schutzzonen aus der LSG-VO 
herausgenommen. 


Eheleute Brigitte und 
Heinrich Fischer, Einwohner  
 


§ 4 
Es bestehen Bedenken gegen den Schutzzweck „Erhalt und Förderung der 
Sandbachniederung mit ihren Sukzessionsstadien und dynamischen 
Erscheinungsformen“ in Schutzzone I, da die in der Niederung wachsenden 
Disteln mit ihrem Samenflug angrenzende und weit entfernte 
landwirtschaftliche Flächen verseuchen. 
Vor Ansiedelung des Biobetriebs in Dibbesdorf wären in der Volkmaroder 
Feldmark keine Disteln vorgekommen. Nun wird durch die Sukzession eine 
ansteigende Belästigung durch die Pflanzen befürchtet. Die Folge wäre 
eine intensivere mechanische und mit Gemisch erfolgende Bekämpfung 
der Disteln und weiterer sich hierdurch verbreitender Wildkräuter durch die 
Landwirte, was wiederum eine Belastung des Grundwassers mit sich 


 
Der Schutzzweck wird nicht geändert. Die 
renaturierte Sandbachniederung als hergestellte 
Ausgleichsmaßnahme ist mit ihren 
Sukzessionsstadien unbedingt erhaltens- und 
schützenswert. Dabei können Distelpflanzen 
vorkommen. Ihr Samenflug ist als natürliche 
Lebensäußerung der Pflanze von den 
benachbarten Nutzern hinzunehmen. 
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bringe. 
Herr Ulrich Meyer, Landwirt 
 


§ 5 
Da ein Großteil seiner Betriebsfläche im LSG liegt, bestehen gegen den 
Verbotskatalog des § 5 Bedenken, da Probleme hinsichtlich der 
Unterhaltung und Neuverlegung von Drainageleitungen, Unterhaltung der 
Gräben, Errichtung von Unterständen, Grünlandumbruch und weiteren 
Nutzungsänderungen gesehen werden. 
 
Ergänzung seines ersten Schreibens dahingehend, dass er die 
Herausnahme seiner landwirtschaftlich genutzten Fläche Gemarkung 
Volkmarode, Flur 2, Flurstück 52/9 aus dem LSG fordert. 
 


 
Die landwirtschaftliche Nutzung ist von den 
Verboten des § 5 LSG-VO weitgehend freigestellt. 
Darüber hinaus, besteht die Möglichkeit, eine 
Ausnahme von den Verboten zu beantragen. 
 
 
Die Fläche befindet sich in Schutzzone I in einem 
Streifen zwischen dem Ortsteil Volkmarode und 
dem Waldgebiet „Schapener Forst“. Dieser 
Streifen dient als Pufferzone zwischen der 
Kernzone des LSG und dem bebauten Bereich und 
kann daher nicht aufgrund des Interesses eines 
Einzelnen aus dem LSG herausgenommen 
werden.  
 


Herr Henning Wullbrandt, 
Einwohner des Ortsteils 
Schapen 
 


§ 5 
Streichung des Leinenzwangs für ein solch großes Gebiet, zumal es keine 
Klagen seitens der Jägerschaft und anderen Nutzern über jagende Hunde 
gäbe. Er wünscht, seinen Hund in der Nähe seines Wohnortes laufen und 
spielen lassen zu können (Abs. 2 Nr. 6) 
 
Streichung des Verbots, Grünland umzuwandeln, da er sich dadurch als 
Eigentümer einer Fläche im LSG benachteiligt fühlt (Abs. 2 Nr. 13). 
 


 
s. Frau Bering 
 
 
 
 
s. FG Volkmarode-Dibbesdorf 


CDU-Fraktion,  
Herr Lorenz 


Der Sportplatz Schapen - Südzipfel des LSG - soll aus dem 
Geltungsbereich der LSG-VO heraus genommen werden. 
 


Der Sportplatz wird aus dem Geltungsbereich der 
LSG-VO herausgenommen. 


StBezR 114 - Schapen § 5 
Das Skifahren soll auch außerhalb von Wegen zugelassen werden. 
 


 
In Schutzzone I wird das Skifahren auch außerhalb 
der Wege erlaubt. 
 


Herr Horst Schmidt, 
Bezirksbürgermeister 
Schapen 


Zur besseren Handhabung (Erkennbarkeit der Abgrenzung in der 
Landschaft) soll das Anleingebot allenfalls östlich der Hordorfer Straße 
gelten. 
 
Der Bereich westlich der Schapener Straße soll aus dem LSG 
herausgenommen werden, um bestehende Nutzungen abzusichern und 
eine klare Abgrenzung des LSG zu erreichen. 


s. Frau Bering 
 
 
 
Dieser Bereich ist naturschutzfachlich wertvoll, da 
es sich um eine Schneise handelt, die für die 
Wildtiere einschließlich der Vögel einen relativ 
störungsfreien Zugang zum NSG Riddagshausen 
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bietet. Die Unterschutzstellung ist daher geboten. 
Im Übrigen sind bestehende Nutzungen nach § 7 
Nr. 6 LSG-VO von den Verboten der LSG-VO 
freigestellt. 
 


 
 
Sofern seitens der zu beteiligenden Stellen lediglich signalisiert wurde, dass sie das Vorhaben begrüßen, ihre Belange von der 
Unterschutzstellung nicht betroffen sind oder keine Stellungnahme erfolgen wird, wurden diese Äußerungen nicht in vorstehende Übersicht 
aufgenommen. 
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Abkürzungsverzeichnis  
 
 
Anm.    Anmerkung 
 
BNatSchG   Bundesnaturschutzgesetz 
 
FFH    Fauna-Flora-Habitat 
FI    Feldmarksinteressentschaft 
FG    Forstgenossenschaft 
 
i.V.m.    in Verbindung mit 
 
LWK    Landwirtschaftskammer 
LRT    Lebensraumtypen 
LSG    Landschaftsschutzgebiet 
LSG-VO   Landschaftsschutzgebietsverordnung 
 
MU    Niedersächsisches Ministerium für Umwelt und Klimaschutz 
 
Nds.     Niedersächsische 
NLWKN   Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
NSG    Naturschutzgebiet 
NSG-VO   Verordnung über das Naturschutzgebiet 
NWaldLG   Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung 
 
P. + E-Maßnahmen  Pflege und Entwicklungsmaßnahmen 
 
StN    Stellungnahme 
 
UNB    untere Naturschutzbehörde 
 
VO    Verordnung 





